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Vizepräsidentin Petra Pau

(A) (C)

(D)(B)

Ich rufe die Frage 5 des Kollegen Kelber aus der
SPD-Fraktion auf:

Wann will das BMVg endgültig über die Verteilung der
Arbeitsplätze des BMVg in Bonn und Berlin entscheiden, und
welche Arbeitsschritte sind bis dahin geplant?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Die Umsetzungsplanung für die Einnahme der Ziel-
struktur des BMVg ist derzeit in Erarbeitung, Herr Kol-
lege. Bevor eine abschließende Entscheidung hierzu ge-
fällt werden kann, werden die Personalvertretungen im
dafür vorgesehenen rechtlichen Rahmen beteiligt.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Ihre erste Nachfrage, bitte.

Ulrich Kelber (SPD):
Ist meine Information zutreffend, dass Staatssekretär

Beemelmans in ministeriumsinternen Besprechungen
der letzten Woche eine Entscheidung des Ministers für
diese Woche angekündigt hat und für die Folgewoche
eine wie auch immer geartete Kommunikation der Ent-
scheidung?

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Gestatten Sie mir den Hinweis, dass ich über ministe-
riumsinterne Gespräche grundsätzlich keine Auskünfte
erteile.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Zweite Nachfrage? � Sie verzichten.

Dann rufe ich die Frage 6 auf, ebenfalls gestellt vom
Kollegen Kelber:

Nach welchen Kriterien will das BMVg entscheiden, wel-
che Abteilungen und Referate des Hauses nach Berlin umzie-
hen sollen, und in welcher Form werden dabei die sozialen
Belange der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter berücksichtigt?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Der Bundesminister der Verteidigung wird über die
Aufteilung der Dienstposten auf die beiden Dienstsitze
so entscheiden, dass die Funktionsfähigkeit des Ministe-
riums bestmöglich gewährleistet wird. Dies ist der Maß-
stab, an dem sich alle organisatorischen Maßnahmen
ausrichten.

Die Entscheidungen zur Struktur und zum Standort
des Ministeriums werden � auch das ist anzufügen � den
betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern viel ab-
verlangen. Dabei ist es jedoch unser Ziel, Härten, wo es
möglich ist, zu vermeiden und bei Einzelpersonalent-
scheidungen persönliche Wünsche und Bedürfnisse so
weit wie irgend möglich zu berücksichtigen. Im Rahmen
einer Übergangsplanung werden dann Maßnahmen zu
entwickeln sein, die sicherstellen, dass alle Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter angesprochen und ihre persönli-
chen Vorstellungen so weit wie möglich im Entschei-
dungsverfahren berücksichtigt werden.

Lassen Sie mich hinzufügen, dass wir in den 20 Jah-
ren seit der Bonn/Berlin-Entscheidung viele Erfahrun-
gen sammeln konnten. Das gilt nicht nur für das Bundes-
verteidigungsministerium, sondern für alle Betroffenen.
Ich bin fest davon überzeugt, dass diese Erfahrungen in
eine sehr ausgewogene und sozialbezogene Betrachtung
einfließen werden, wenn es um die Umsetzung von mög-
lichen Verlagerungsentscheidungen hinsichtlich einzel-
ner Abteilungen oder Referate geht.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Ihre Nachfrage.

Ulrich Kelber (SPD):

Die am 26. Oktober vorgestellten Entscheidungen des
Ministeriums für die zukünftige Struktur der Bundes-
wehr sehen im Rhein-Sieg-Kreis, also in der Umgebung
von Bonn, einen deutlichen Abbau von Arbeitsplätzen
vor, darunter die Schließung des hochmodernen Infor-
mations- und Medienzentrums. Das wird einen teuren
Neubau notwendig machen.

In Bonn ist interessanterweise ein Aufwuchs von
200 Arbeitsplätzen zu verzeichnen, und zwar außerhalb
des Ministeriums. Ist dieser Aufwuchs unabhängig von
den Entscheidungen über Arbeitsplatzverlagerung und
Verkleinerung des Ministeriums getroffen worden, oder
ändert sich diese Zahl je nach Entscheidung über die Zu-
kunft des Ministeriums noch?

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Die Standortentscheidungen sind grundsätzlich ge-
troffen worden, so wie sie im Stationierungskonzept vor-
liegen. Der Entscheidungsprozess hinsichtlich des Stati-
onierungskonzeptes ist nicht wieder eröffnet worden. Es
wird allerdings eine Feinausplanung erfolgen � übrigens
in guter Tradition mit früheren Bundeswehrreformmaß-
nahmen �, die sich daraus ergibt, dass Personalkörper
und Fähigkeitskörper derart differenziert sind, dass sich
nach einer gewissen Zeit der eine oder andere Dienstpos-
ten in der Gesamtbilanz sicherlich noch verschieben
wird. Aber im Kern bleiben die Entscheidungen erhal-
ten.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Sie haben die Möglichkeit zu einer zweiten Nach-
frage.

Ulrich Kelber (SPD):

Bei der Entscheidung über die Zahl der Dienstposten
ist ja nicht nur die Zahl der Dienstposten, sondern sind
auch die sie erfüllenden Einheiten und Organisations-
strukturen benannt worden. Bleiben diese Strukturen,
also Ämter und Ähnliches, unabhängig von der Ent-
scheidung über die Zukunft des Ministeriums mit den je-
weiligen Standorten verbunden, oder kann es auch hier
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Ulrich Kelber
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noch Feinjustierungen abseits der Kernentscheidungen
geben?

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Das Ministerium ist das Ministerium, und die Ämter
sind die Ämter.

(Sebastian Edathy [SPD]: Das hilft jetzt wei-
ter!)

Ich kann übrigens die Sorge, dass die Ämter an der
Rheinschiene und im Raum der ehemaligen Bundes-
hauptstadt und heutigen Bundesstadt Bonn volatil gese-
hen würden, verstehen. Ich kann Sie aber beruhigen.
Meine Erfahrung mit der Darstellung der Entscheidun-
gen zu den Strukturen der Standorte der Bundeswehr seit
dem 26. Oktober ist eher, dass man sich zum Argumen-
teur für den Verbleib von Dienstposten in erheblichem
Ausmaße im Bereich Bonn und der Rheinschiene insge-
samt machen muss; das tue ich sehr gerne. Daraus ist zu
schließen, dass die Ämterstrukturen, wenn die Ämter
erst einmal ihre neuen Funktionen eingenommen haben,
so bleiben, wie sie sind.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Der Kollege Schäfer hat eine Nachfrage. Bitte.

Paul Schäfer (Köln) (DIE LINKE):
Herr Staatssekretär, ich muss auf die Frage vorher zu-

rückkommen. In Ihrem Stationierungskonzept ist für
Bonn im Saldo ein Plus von circa 200 Dienstposten aus-
gewiesen. Noch einmal meine Frage: Sind in diese Zahl
die Abschichtungen bzw. die Verlagerungen im Rahmen
des Ministeriums eingerechnet oder nicht? Das war die
Frage; die hätten wir gerne beantwortet.

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Herr Kollege, ich habe gesagt: Das Ministerium ist
das eine, die Stationierungsentscheidung ist das andere.
Das Ministerium ist bei den Entscheidungen zur Statio-
nierung bei der Bundeswehr nicht mit eingerechnet.

Vizepräsidentin Petra Pau:
Die Fragen 7 und 8 der Kollegin Katja Dörner werden

schriftlich beantwortet.

Ich rufe die Frage 9 des Kollegen Sebastian Edathy
von der SPD-Fraktion auf:

Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, dass in der
vom BMVg am 26. Oktober 2011 veröffentlichten Aufstel-
lung der standortbezogenen Bundeswehrdienstpostenverände-
rungen die Zielgröße von 530 Dienstposten für den nieder-
sächsischen Standort Diepholz genannt wird, diese nun aber
laut Auskunft des BMVg tatsächlich auf unter 200 sinken
soll?

Bitte, Herr Staatssekretär.

Christian Schmidt, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister der Verteidigung:

Herr Kollege, die Frage, die Sie stellen, bezieht sich
auf missverständliche Zahlendarstellungen in der Stand-

ortbroschüre, die in nächtlicher Eile gefertigt worden ist
und deren Widersprüchlichkeit in der Tat � sozusagen
selbst lesend und erkennend � nicht aufgelöst werden
konnte. Es lag ein Datenübertragungsfehler vor, der den
Verbleib des Luftwaffeninstandhaltungsregiments 2 be-
troffen hat, das gleichzeitig in Schönewalde ausgebracht
worden war, weil allerdings die Entscheidungen über die
Struktur der Luftwaffe überhaupt und im Hinblick auf
die Hubschrauber vom Typ CH-53, die als Teilstreitkraft
zukünftig komplett der Luftwaffe zugerechnet werden,
sehr intensiv diskutiert worden waren. Ich halte über-
haupt nichts davon, solche Dinge nicht zu korrigieren.
Das ist passiert: Es wurde in der weiteren Broschüre zah-
lenmäßig korrigiert.

Ich halte auch nichts davon, diejenigen, die nachts bis
zur Erschöpfung an diesem Thema gearbeitet haben, in
irgendeiner Weise zur Verantwortung zu ziehen. Das ist
ein Punkt, eine Unschärfe, die insbesondere in Diepholz
keine Freude ausgelöst hat; dafür habe ich jedes Ver-
ständnis. Herr Kollege, falls jemand gesucht wird, der
dafür verantwortlich gemacht werden soll, bitte ich,
mich zu nehmen. Die Mitarbeiter will ich hier komplett
aus der Diskussion heraushalten; sie haben hervorragend
gearbeitet.

Vizepräsidentin Petra Pau:

Sie haben die Möglichkeit zu einer Nachfrage.

Sebastian Edathy (SPD):

Herr Staatssekretär, ich habe gar keine Vorwürfe ge-
genüber Mitarbeitern erhoben.

(Dr. Hans-Peter Friedrich, Bundesminister:
Danke schön!)

Nur stellt sich hier schon die Frage, ob es sich wirklich
nur um ein Versehen gehandelt hat. Deswegen möchte
ich gerne von Ihnen wissen: Wie bewerten Sie die im
Folgenden wiedergegebenen Ausführungen von Herrn
Lüth, dem Kommandeur des Luftwaffeninstandhaltungs-
regiments, das jetzt von Diepholz nach Brandenburg
verlegt werden soll? Im Diepholzer Kreisblatt vom
3. November heißt es:

Seine Empfehlung aus fachlicher, einsatz- und füh-
rungstechnischer Sicht habe den Erhalt der Fähig-
keiten des Luftwaffen-Instandhaltungsregiments 2
mit seinem Stab und der Hubschrauberwerft am
Standort Diepholz vorgesehen, betonte Lüth: �Bis
Mittwoch, 26. Oktober 2011, war der Standort
Diepholz in der logistischen Planung eine feste
Größe. Dies macht für mich auch die fehlerbe-
haftete Ausgabe des Stationierungskonzeptes deut-
lich.�

Die Beschäftigten des Standortes � auch er � �
fühlten sich gegenwärtig �verkauft und verraten�,
da es keine Vorabinformationen und keine Hin-
weise gegeben habe, sagte Oberst Lüth gestern
Abend in der öffentlichen Sondersitzung des Rates.

Wie bewerten Sie die sehr deutlichen Aussagen eines
höherrangigen Bundeswehroffiziers?


